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Unsere Vorschläge basieren auf vielerlei Vorarbeiten 
und Konzeptionen von verschiedenen gesellschaftlichen
Kräften. Viele basieren auf Diskussionen und Beschluss-
lagen aus den jeweiligen Fachbereichen von ver.di. 
Um die Verbreiterung und Identifikation mit alternativen
Konzepten zu verstärken, halten wir eine Intensivierung
der Diskussion gerade in den Fachbereichen für wün-
schenswert. Häufig ist dies erschwert in Anbetracht der
Wucht der Abwehrkämpfe, denen viele Kolleginnen und
Kollegen ausgesetzt sind.

Eine andere Welt ist möglich. Die Entwicklung und 
breite Diskussion von Konzepten zur Verbesserung 
unserer eigenen Arbeits- und Lebenswelt würde unsere
politische Wirksamkeit erhöhen. Sie kann auch unsere
betriebliche Durchsetzungsfähigkeit verbessern.

Der Bereich Wirtschaftspolitik wünscht viel Spaß beim
Lesen. Über Rückmeldungen freuen wir uns immer.

Für fachliche Unterstützung und hilfreiche Kommentare
bedanken wir uns bei folgenden Kolleginnen und 
Kollegen:

Heinrich Bleicher-Nagelsmann, Fachbereich Medien,
Kunst und Industrie; Ute Brutzki, Bereich Frauen und
Gleichstellung; Stefan Heimlich, Fachbereich Verkehr;
Reinhard Klopfleisch, Fachbereich Ver- und Entsorgung;
Hans-Jürgen Sattler, Fachbereich Bildung, Wissenschaft
und Forschung; Gunther Steffens, Fachbereich Bildungs-
politik und Besondere Dienstleistungen; Karl-Heinrich
Steinheimer, Fachbereich Bildung, Wissenschaft und 
Forschung; Ruth Thiery, Fachbereich Verkehr; Alexander
Wegner, Fachbereich Gemeinden; Herbert Weisbrod-Frey,
Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und
Kirche.

Liebe Leserin, lieber Leser, 

ein Zukunftsinvestitionsprogramm mit einem Volumen
von 40 Milliarden Euro fordert ver.di seit längerem. 
Auch unsere Vorschläge zur Finanzierung sind bekannt.
In dieser Broschüre haben wir die Notwendigkeit 
erhöhter Investitionen und Personalausgaben anhand 
konkreter Bereiche wie zum Beispiel Bildung und 
Erziehung skizziert.

Immer wieder sind wir bei der Sichtung auf erhebliche
gesellschaftliche Bedarfe gestoßen. Würde man dies 
alles aufgreifen, käme man schnell auf ein Investitions-
und Ausgabenprogramm, das die 40-Milliarden-Marke
weit übersteigen würde. 



Kinderbetreuung, Jugendclubs,
Seniorenarbeit und viele andere

soziale Dienste sowie Theater und
Museen werden seit Jahren teurer
oder sogar abgebaut. Kinder aus
sozial schwächeren Familien ge-
raten durch die schlechte Bildung
immer mehr ins Hintertreffen.
Autos rumpeln mehr und mehr
über schlechte Straßen. Wegen
Einsturzgefahr von Brücken gibt 
es die ersten Teilsperrungen.
Öffentliche Gebäude stürzen
zusammen, töten Menschen. Lecks
in der Kanalisation werden zu-
nehmend zu einem Risiko für das
Grundwasser. Und, und, und ...

Schon in der Kohl-Ära, aber 
insbesondere in der Regierungszeit
von Rot-Grün sind die Ausgaben
für die Infrastruktur und Personal
massiv heruntergefahren worden.
Vor 15 Jahren wurden für die In-
frastruktur noch rund drei Prozent
der jährlichen Wirtschaftsleistung
ausgegeben, heute sind es nur
noch 1,3 Prozent. Der Durchschnitt
in der Europäischen Union liegt bei
2,5 Prozent.

Sachzwänge?
Schwarz-Rot setzt die Agenda

2010 fort. „Ich möchte Bundes-
kanzler Schröder ganz persönlich
dafür danken, dass er mit seiner
Agenda 2010 mutig und ent-
schlossen eine Tür aufgestoßen
hat,“ so Bundeskanzlerin Merkel 
in ihrer Regierungserklärung. 
Sozialabbau und Lohnzurückhal-
tung sind aus ihrer Sicht notwen-
dig, um der Globalisierung und der
demografischen Entwicklung ge-
recht zu werden. Die Realität sieht
jedoch anders aus:
■ Die deutsche Wirtschaft ist der

Gewinner der Globalisierung.
Wettbewerbsfähig war sie schon
immer. Durch Sozial- und Lohn-
dumping ist ihre Wettbewerbs-
fähigkeit massiv gestiegen.
Deutschland ist seit Jahren
Exportweltmeister. Die Kehrseite:
Mit den Kostensenkungen durch
Druck auf Löhne und durch
staatliche „Sparhaushalte“ ist
die Binnennachfrage massiv
beschnitten worden, wirtschaft-
liches Wachstum verhindert 
worden. Ein Desaster. Denn 
hiervon hängen 80 Prozent der
Arbeitsplätze ab. Und damit
auch die Leistungsfähigkeit
unserer Sozialsysteme.*  

■ Mit der demografischen Entwick-
lung wurde und wird zusätzlich
Sozialabbau und Beschneidung
der Binnennachfrage begründet.
Dabei könnten alle ökonomi-
schen Belastungen aus der ab-
sehbaren demografischen Ver-
schiebung aufgefangen werden.
Ohne soziale Verschlechterun-
gen. Wenn die wachsende
Reichtumsproduktion – bedingt
durch Steigerung der Produkti-
vität – gerecht verteilt würde.* 

Alternativen
Alle angeblichen Sachzwänge

für Sozialabbau und staatliche
Strangulierungspolitik sind unbe-
gründet und nur Vorwände. Diese
falsche Politik ist vielmehr selbst
entscheidender Grund für unsere
gesellschaftliche Krise. Und es gibt
Alternativen!

ver.di fordert eine Umkehr um
180 Grad: Wir wollen unser Leben
verbessern. Wir wollen die Auf-
stockung der staatlichen Investitio-
nen und Ausgaben. Durch ein Zu-
kunftsinvestitionsprogramm von 
40 Milliarden Euro. Wir wollen in
unser aller Zukunft investieren.
Mehr und besser bezahltes Perso-
nal gehört hierzu ebenso wie ver-
mehrte Sachausgaben. 

Die eine Hälfte für Erziehung
und Bildung, damit die Benachtei-
ligung vieler Kinder ein Ende hat.
Die andere Hälfte sollte in ein – vor
allem kommunales – Investitions-
programm fließen, damit Straßen,
Brücken und vieles andere mehr
wieder saniert werden können. 

!Wir brauchen ein Zukunfts-
investitionsprogramm, das
seinen Namen verdient. Mit
40 Milliarden Euro jährlich
können 1.000.000 Arbeits-
plätze geschaffen werden.

!Die Liste der Verschlechte-
rungen in der öffentlichen
Infrastruktur und Personal-
ausstattung ist lang, zu
lang. 
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* Siehe hierzu die ver.di-
Broschüre „Mythos
Standortschwäche“
unter 
http://wipo.verdi.de

* Siehe hierzu die ver.di-
Broschüre „Mythos
Demografie“ unter
http://wipo.verdi.de



1.000.000 Arbeitsplätze kön-
nen entstehen.* Finanziert durch
eine wieder stärkere Beteiligung
der Reichen, Vermögenden und
Unternehmen an unseren Gemein-
schaftsaufgaben. 1.000.000
Arbeitsplätze, die vielen Millionen
Menschen Sicherheit geben, die
dem Staat mehr Steuern bringen,
Renten- und Krankenversicherung
sicherer machen.

Es gibt viel zu tun
Wie viele der Millionen Erwerbs-

losen würden gerne in der Kinder-
betreuung arbeiten? Viele Frauen
mit Kindern würden gerne wieder
einen Job haben, finden aber keine
geeignete Betreuung für ihr Kind.
Wenn die Betreuung nicht sicher-
gestellt ist, wird die Verwirklichung
des Kinderwunsches von vielen
immer mehr verschoben – bis es 
zu spät ist. Wir wollen, dass mehr
und bessere Krippen, Kindertages-
stätten und Horte eingerichtet

werden. Wir wollen überall Ganz-
tagsschulen mit kleinen Klassen
und gute Berufsschulen, damit
unsere Kinder bessere Lebenschan-
cen haben. Und es werden qualifi-
zierte Arbeitsplätze geschaffen.

Wie viele der Millionen Erwerbs-
losen würden gerne in der Alten-
pflege arbeiten? Ältere Menschen,
die in Heimen leben, werden zu
oft schlecht betreut. Weil gut aus-
gebildetes Personal fehlt. Es reicht
häufig nur noch für die Satt-und-
sauber-Pflege. Das wollen wir
ändern. Mehr qualifiziertes Perso-
nal muss eingestellt und die Aus-
stattung verbessert werden. 

Wie viele der Millionen Erwerbs-
losen sind Bauarbeiter und Hand-
werker und müssen die Hände in
den Schoß legen? Anstatt mithel-
fen zu können bei der Instandhal-
tung unseres Landes. Die Kanalisa-
tion in Deutschland verrottet und
bedroht das Grundwasser. Es be-
steht ein Reparaturstau in Milliar-
denhöhe. Arbeit für viele arbeits-
lose Bauarbeiter. Viele Häuser
haben eine schlechte Wärmedäm-
mung. An Schulen fällt der Putz
von den Wänden. Viel Arbeit für
arbeitslose Handwerker. Viele 
stecken auf dem Weg zur Arbeit
im Stau. Wir wollen, dass beim
Ausbau von Bahn und Nahverkehr
viele Arbeitslose mitmachen kön-
nen und wieder Geld verdienen. 

Es gibt viel zu tun. Und es gibt
viele Menschen, die gerne wieder
arbeiten möchten. Beides zu-
sammengebracht kann die Lebens-
situation für die unmittelbar
Betroffenen und für uns alle deut-
lich verbessern. 

!Die Zukunft der Dienst-
leistungsarbeit liegt nicht
im Supermarkt beim Tüten-
packen, sondern vor allem
in qualifizierten sozialen
Dienstleistungen.

I N  U N S E R E  Z U K U N F T  I N V E S T I E R E N
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* Dies ist das Ergebnis
einer aktuellen öko-
nometrischen Unter-
suchung

Kommunaler Investitionsbedarf 2000–2009

Auf fast 700 Milliarden Euro wurde der Investitionsbedarf in den Kommunen im Zeitraum 2000–2009 ge-
schätzt. Etwa 400 Milliarden sind davon Investitionen, die unmittelbar aus den öffentlichen Haushalten zu
finanzieren sind. Tatsächlich wurden hier bis 2005 nur 130 Milliarden investiert, es bleibt ein ungedeckter 
Bedarf von 270 Milliarden Euro. Wollte man den Rückstand aufholen, müssten die Investitionen der 
Kommunen 2006–2009 um fast 40 Milliarden Euro jährlich angehoben werden.
Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik
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Gemeinden gehen baden
Das eigentliche Feld für Zu-

kunftsinvestitionen liegt bei den
Ländern – zuständig für Bildung –
und vor allem bei den Kommunen.
Rund zwei Drittel der Infrastruktur-
investitionen werden vor Ort in
Auftrag gegeben. Städte und Ge-
meinden sind unsere unmittelbare
Lebensumwelt. Hier ist der Platz,
wo viele sich engagieren und
wohlfühlen wollen – ein Stück 
Heimat. Die ist in vielen Orten
bedroht. 

Von 2001 bis 2004 hatten die
Gemeinden über 20 Milliarden
Euro Defizite zu verkraften. Die
Gewerbesteuer ist in den letzten
Jahren wieder angestiegen, und
die Gemeinden dürfen einen 
größeren Teil der Einnahmen
behalten. Insgesamt rund vier 
Milliarden Euro mehr. Gut geht es
den Gemeinden deshalb noch 
lange nicht. Damit drohen weiter-
hin: Hohe Gebühren für die Kitas,
holprige Straßen, ausgedünnte
Kultur- und Feizeitangebote, 
mangelnde Bauaufsicht und ein-
stürzende Gebäude.

Binnennachfrage stärken
Seit Jahren wird die Binnen-

nachfrage heruntergefahren. Seit
Jahren wird die schwache Konsum-
kraft beklagt, ohne Konsequenzen
zu ziehen. Auf betrieblicher Ebene
stellt sich diese Nachfrageschwä-
che immer wieder als scheinbar
betriebliches Kostenproblem dar. 

Unternehmer setzen verbreitet
Kostensenkungsprogramme durch.

So wird die Binnennachfrage
immer schwächer. Und so geraten
wir immer tiefer in den fehlerhaf-
ten Kreislauf.

Mit einem öffentlichen Zukunfts-
investitionsprogramm von 40 Milli-
arden Euro kann der Ausbruch 
aus diesem Teufelskreis gelingen. 

1.000.000 Arbeitsplätze können 
so entstehen. 

Auch wenn dies nicht alle Pro-
bleme löst: Wäre das nicht ein
wichtiger Impuls, der Hoffnung
gibt und der Angst, der Verunsi-
cherung vieler Beschäftigter
begegnet? So könnte auch mehr
Widerstandskraft im Betrieb und in
der Branche entwickelt werden.
Chancen für bessere Tarifabschlüs-
se steigen. So würde sich vor allem
zeigen, dass durch zusätzliche
Nachfrage Arbeitsplätze entstehen. 

!Auch die Tarifpolitik 
erhält neue Chancen durch
ein Zukunftsinvestitions-
programm.

I N  U N S E R E  Z U K U N F T  I N V E S T I E R E N
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Wachstum entsteht durch Binnennachfrage
Reales Wachstum der Nachfragekomponenten 2001–2005

In England, Frankreich und den USA ist die Binnennachfrage in den letzten fünf Jahren deutlich gestiegen. 
In Deutschland ist sie um ein Prozent gefallen. Bei uns wuchs die Wirtschaft um vier Prozent, in den drei 
anderen Ländern um mehr als das Doppelte oder Dreifache. Der gigantische Zuwachs bei den deutschen 
Exporten konnte die Schwäche der Binnennachfrage nicht ausgleichen. Das ist die Kehrseite des Export-
booms. Sozial- und Lohndumping haben zu einer Strangulierung der Binnennachfrage geführt. Eine hohe 
Kaufkraft im eigenen Land ist wichtig: Vier Fünftel der Beschäftigten arbeiten für die Binnennachfrage. 
Quelle: OECD Economic Outlook 78/2005, eigene Berechnungen

Bruttoinlandsprodukt Binnennachfrage

14 %

■ USA       ■ Großbritannien       ■ Frankreich       ■ Deutschland

Export

12 %

8 %

4 %

16 % 15 %

11 %

–1%

9 %

14 %

8 %

32 %

Zahlreiche Schulen, Ämter und auch Eishallen im ganzen 
Land müssen geschlossen werden – das befürchtet Münchens
Oberbürgermeister Christian Ude mit Blick auf die zusammen-
gestürzte Eishalle in Bad Reichenhall. . . .

„Fast alle Kommunen in Deutschland haben wegen ihrer 
Haushaltssituation in den vergangenen Jahren Mittel für den
Bauunterhalt kürzen müssen“, sagte Ude in seiner Funktion 
als Präsident des Deutschen Städtetages.

Tageszeitung, 7. Januar 2006



Paare können ihren Kinder-
wunsch in Deutschland häufig

nicht verwirklichen. Die meisten
wünschen sich zwei Kinder. Doch
die Entscheidung für Kinder wird
oft hinausgeschoben und für viele
ist es irgendwann zu spät. Zusam-
men mit Spanien und Italien zählt
Deutschland zu den Ländern mit
den niedrigsten Geburtenraten.

Wir wollen Verbesserungen für
Familien, damit ein gutes Leben
auch mit Kindern möglich ist. 
Erst dann haben Eltern wirklich 
die Freiheit zu entscheiden, ob 
und wie viele Kinder sie haben
möchten.

Kinder oder Beruf?
Die Vereinbarkeit von Familie

und Beruf ist schwierig. Noch
immer tragen Frauen die Hauptlast
der Kindererziehung. 90 Prozent
der allein Erziehenden sind Frauen
– mit entsprechendem Risiko:
Allein Erziehende haben nur gerin-
ge Chancen auf dem Arbeitsmarkt,
deshalb ist mehr als ein Drittel von
Armut betroffen. Auch in Zwei-
Eltern-Familien sind es häufig die
Frauen, die auf Job oder Karriere
verzichten. 

Doch auch bei Männern beein-
flusst der Beruf die Entscheidung
für Kinder. Heute sind mehr Män-
ner als Frauen kinderlos: 60 Pro-
zent aller Frauen im Alter zwischen
20 und 45 Jahren haben Kinder,
aber nur 46 Prozent der Männer.

Viele Männer wie Frauen fürch-
ten berufliche Nachteile, wenn sie
sich um Kinder kümmern müssen.

Mehr Geld für Eltern?
Die große Koalition hat ein ein-

kommensabhängiges Elterngeld
beschlossen. Wer die Berufstätig-
keit unterbricht, erhält eine Lohn-
ersatzleistung statt wie bisher ein
Almosen. Dies verbessert die sozia-
le Situation von Müttern, die ihre
Berufstätigkeit unterbrechen. Das
Elterngeld wird maximal für ein
Jahr gezahlt. Zwei Monate davon
sind für den zweiten Elternteil
reserviert. Diese Regelungen erhö-
hen den Anreiz für Väter sich stär-
ker an der Kinderbetreuung zu
beteiligen. Bisher gehen nur fünf
Prozent in Erziehungszeit. Für nicht
berufstätige Eltern muss gewähr-
leistet sein, dass sie zumindest
nicht schlechter gestellt werden als
bisher.

Künftig sollen Betreuungs-
kosten bis zu 4.000 Euro im Jahr
steuerlich absetzbar sein. Am 
meisten profitieren diejenigen, die
auch am meisten verdienen. Sie
können sich private Tagesmütter
leisten. Für ver.di ist der Ausbau
öffentlicher Einrichtungen mit qua-
lifizierten Erzieherinnen und Erzie-
hern wichtiger. Erst dann haben
alle Eltern eine Betreuungsper-
spektive über das eine Jahr Eltern-
geld hinaus.

!Heute bleiben in allen
Altersstufen mehr Männer
als Frauen kinderlos.

!Kindererziehung muss als
gesellschaftliche Aufgabe
und Verantwortung 
anerkannt werden.

I N  U N S E R E  Z U K U N F T  I N V E S T I E R E N
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Kinder sind unsere Zukunft

Wie würden Eltern gerne arbeiten?
Paare mit Kindern unter 6 Jahren

Die allermeisten Eltern haben den Wunsch, dass beide weiter erwerbstätig sind. 
Weil es an Betreuungseinrichtungen für Kinder fehlt, lässt sich dieser Wunsch häufig nicht umsetzen. 
Quelle: OECD Employment Outlook 2001

tatsächliche Erwerbsbeteiligung gewünschte Erwerbsbeteiligung

100 %
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32,0 % ■ Mann Vollzeit, Frau Vollzeit

■ Mann Vollzeit, Frau Teilzeit

■ Mann Vollzeit, 

    Frau nicht erwerbstätig

■ andere Konstellationen



Zu wenig 
Betreuungseinrichtungen

Für Kinder unter drei Jahren
gibt es in Westdeutschland gerade
einmal 2,7 Krippenplätze für 
100 Kinder. In Ostdeutschland sind
es immerhin noch 37. Bei den 
Kindergärten – ab drei Jahren –
sieht die Lage zwar besser aus: 
Für fast 90 Prozent der Kinder gibt
es Plätze. Allerdings bieten im
Westen Kindergärten und Grund-
schulen zum größten Teil keine
durchgängige Ganztagsbetreuung.

Noch unter Rot-Grün wurde der
Ausbau der Kindertagesbetreuung
beschlossen. Für Kinder unter drei
Jahren sollen 230.000 zusätzliche
Betreuungsplätze geschaffen 
werden. Der Bedarf liegt jedoch
bei über einer Million zusätzlicher
Plätze!

Wir wollen ein flächendecken-
des Ganztagsangebot an Krippen-
und Kindergartenplätzen. Für 
Kinder unter drei Jahren muss das
Angebot in ganz Deutschland
wenigstens das Niveau erreichen,
das wir heute in Ostdeutschland
haben. Auch im Kindergartenalter
muss für mindestens die Hälfte der
Kinder ein Ganztagsangebot
erreicht werden. Schon dies kostet
über vier Milliarden Euro pro Jahr.

Keine Gebühren!
Der Grundstein für einen hohen

Bildungsstand wird frühzeitig in
Kitas und Kindergärten gelegt. 
Ziel muss sein, allen Kindern den
Zugang zu ermöglichen. Gebühren
halten Kinder fern. Trotz Staffe-
lung müssen ärmere Familien einen

höheren Anteil ihres Einkommens
aufwenden als reiche. Deshalb 
will ver.di die Abschaffung der
Gebühren. Allein die Gebühren-
freiheit des letzten Kindergarten-
jahres würde fast eine Milliarde
Euro kosten.

Schluss mit Mangelverwaltung
Aus Geldmangel bauen Ein-

richtungen oft qualitativ gute
Angebote ab und setzen verstärkt
weniger qualifiziertes Personal ein.
Mittlerweile werden selbst Aus-
gaben für Spielmaterial, Möbel,
Renovierungsarbeiten drastisch
gesenkt. Überall herrscht Mangel-
verwaltung. 

Erzieherinnen und Erzieher
müssen motiviert sein. Dazu brau-
chen sie einen gut ausgestatteten
Arbeitsplatz und existenzsichernde
Arbeitsverhältnisse.

Heute kommt eine Betreuungs-
person auf 13 Kinder. Als Richtgrö-
ße schlägt das Familienministerium
ein Verhältnis von eins zu zehn vor.
Auch das ist noch zu viel. Allein
die Zielmarke eins zu zehn kostet
jährlich mindestens zwei Milliarden
Euro zusätzlich.

!Nur drei von 100 Kindern
haben in Westdeutschland
einen Krippenplatz.

I N  U N S E R E  Z U K U N F T  I N V E S T I E R E N

5Ein Elternpaar braucht nach einem Jahr eine verlässliche 
Infrastruktur, die die weitere Betreuung ihres Kindes 
ermöglicht. Hier hilft kein Geld, hier helfen nur Menschen ... 
Ganztagesplätze bringen bundesweit gerechnet 70.000 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze.

Jürgen Gohde, Präsident des Diakonischen Werks, Dezember 2005.

ver.di schlägt vor:

Für den Ausbau der Kinder-
betreuung und zur Sicherung
eines qualitativ hochwertigen
Betreuungsangebots sollen pro
Jahr sieben Milliarden Euro
zusätzlich ausgegeben werden.



Für Bildung muss mehr getan
werden – darin sind sich Politik,

Wirtschaft und alle Sonntagsred-
ner einig. Spätestens seit dem
„Pisa-Schock“ von 2001. Eine gut
ausgebildete Bevölkerung ist die
Grundlage des Reichtums in einem
rohstoffarmen Land wie Deutsch-
land. Dennoch macht die „Sparpo-
litik“ auch vor der Bildung nicht
Halt. Selbst das Handelsblatt kriti-
siert: „Das ist etwa so, als wenn
Saudi-Arabien Öl im Wüstensand
versickern lässt oder Südafrika 
Diamanten ins Meer wirft.“

Wirtschaftsriese – 
Bildungszwerg

Gemessen am gesellschaftlichen
Reichtum ist der Bildungsbereich 
in den vergangenen Jahrzehnten
abgebaut worden. Auch im inter-
nationalen Vergleich schneidet
Deutschland schlecht ab. Ver-
gleichbare Länder geben erheblich
mehr für Bildung aus. Insbesonde-
re bei den öffentlichen Bildungs-
ausgaben sieht Deutschland nicht
gut aus.

Schule – ein unwirtlicher Ort
Viel zu große Klassen, Mobbing

unter den Schülern, gestresste
Lehrkräfte, Unterrichtsausfall – 
zu viele Kinder fühlen sich in der
Schule nicht gut aufgehoben. Bis
zu 33 Schülerinnen und Schüler
werden in eine Klasse gesteckt.
Manche haben Lernschwierigkei-
ten, manche haben Probleme mit
ihren Eltern, manche können nicht
gut deutsch, manche fühlen sich
auch unterfordert. Kreative Be-
reiche – die Theatergruppe, die
Töpferei, die Musikgruppe – fallen
dem Rotstift zum Opfer.

Das Einstellen auf die Fähig-
keiten der einzelnen Kinder und
eine Förderung der Schwächeren
ist nur möglich, wenn Lehrkräfte
dies zeitlich leisten können. Die
Pisa-Spitzenreiter haben dies
erkannt. In Finnland sind Lehr-
kräfte vor allem Fachexperten und
nur für den Unterricht da. Für die
Betreuung von Kindern stehen an
den Schulen zusätzlich Sozialar-
beiterinnen zur Verfügung. Insbe-
sondere für Kinder mit besonderen
Schwierigkeiten gibt es Psycholo-
gen.

In dänischen oder finnischen
Schulen ist es völlig selbstverständ-
lich, mit unterschiedlichen Lern-
niveaus umzugehen. „Nur Gute in
einer Klasse – das ist ja gar keine

!Allein um das Niveau der
1970er Jahre zu erreichen,
müsste der Staat jährlich
über 20 Milliarden Euro
zusätzlich ausgeben.

!Durch Vernachlässigung 
der Bildung vergeudet
Deutschland seinen 
wichtigsten Rohstoff.
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Bildung – 
Grundlage für unseren Reichtum

Bessere Bildung gibt es nicht zum Nulltarif. Die Kosten für ein
zukunftsfähiges deutsches Bildungssystem werden 25 Prozent
höher sein als für das alte. Es geht um eine Summe von jähr-
lich rund 27 Milliarden Euro.

Rundschreiben der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw)

Schwach im internationalen Vergleich
Bildungsausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Mit 5,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts gibt Deutschland erheblich weniger für Bildung aus als 
vergleichbare Industrieländer. Die Pisa-Spitzenreiter Finnland und Schweden verstehen Bildung dabei als
öffentliche Aufgabe. Nur ein geringer Anteil der Bildungsausgaben ist privat finanziert. 
Quelle: OECD, Bildung auf einen Blick, 2005

USA Schweden Frankreich Finnland Großbritannien Deutschland OECD
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richtige Klasse“, meint zum Bei-
spiel die 14-jährige Maja aus dem
dänischen Tondern.

Viele bleiben auf der Strecke
Deutschland ist noch eines der

wenigen Länder mit einem geglie-
derten Schulsystem: Förderschule,
Haupt- und Realschule sowie Gym-
nasium. In diesem System werden
viele Kinder nicht gefördert, son-
dern sortiert, um möglichst homo-
gene Lerngruppen zu erhalten. So
werden Talente vergeudet. Außer-
dem ist es sozial ungerecht und
viel zu teuer. 

Eltern, die es sich leisten 
können, kaufen zusätzliche Bil-
dung ein: Jedes vierte Kind erhält
mittlerweile private Nachhilfe.
Privatschulen haben seit Jahren
einen steigenden Zulauf. Diejeni-
gen, die sich diese Wege nicht 
leisten können, bleiben auf der
Strecke.

Die Chancen, einen höheren 
Bildungsgrad zu erreichen, sind
extrem nach der sozialen Herkunft
verteilt. Kinder ärmerer Eltern oder
aus Familien mit Migrationshinter-
grund – verschämt als „bildungs-
ferne Schichten“ bezeichnet –
gehen seltener auf weiterführende
Schulen. Besonders bedrückend ist
der hohe Anteil der Jugendlichen,
die die Schule ohne Abschluss 
verlassen.

15 Prozent der jungen Men-
schen beginnen ihr Arbeitsleben
ohne abgeschlossene Ausbildung.
Darüber hinaus brechen über 25
Prozent eine berufliche Ausbildung
ab. Viele Schulabsolventen sind
nicht gut genug auf die Anforde-
rungen der Arbeitswelt vorbereitet.

ver.di fordert faire Chancen
Wir wollen kleine Klassen und

mehr Lehrerinnen, Lehrer und
Betreuungspersonen. Alle Kinder
müssen eine faire Chance erhalten.
Am besten geht das, wenn alle in
Ganztagsschulen bis zur Oberstufe
gemeinsam lernen. Schwächere
Kinder brauchen eine gezielte 
Förderung. Dafür sind zusätzliche
Ausgaben von jährlich rund drei
Milliarden Euro nötig.

Wir wollen einen flächen-
deckenden Ausbau von Ganztags-
schulen. Diese Schulform eröffnet
die Chance, dass alle Kinder mehr
lernen und sich entwickeln. Die
Schulen können besser gemein-
same praktische, sportliche oder
künstlerische Aktivitäten anbieten.
Dabei lernen Kinder gleichzeitig
Rücksicht aufeinander zu nehmen
und unterschiedliche Begabungen
zu respektieren. Heute gehen
knapp zehn Prozent der Jugendli-
chen auf eine Ganztagsschule.
Eine Erhöhung dieses Anteils auf
50 Prozent kostet zusätzlich fast
sechs Milliarden Euro pro Jahr.

!Fast jeder zehnte 
Jugendliche verlässt die
Schule ohne Abschluss.
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7Der Anteil armer Kinder auf dem Gymnasium ist beein-
druckend niedrig. Etliche arme Kinder kommen – obwohl sie
gleiche oder sogar bessere Noten haben als nicht arme 
Kinder – in schlechtere Schulformen. 

‚Armut bestimmt die Schullaufbahn und das Leben der Kinder‘,
sagte AWO-Bundesvorsitzender Wilhelm Schmidt. 

Langzeitstudie im Auftrag der Arbeiterwohlfahrt (AWO), Dezember 2005

ver.di schlägt vor:

Für den Ausbau von Ganztags-
schulen und eine bessere
Betreuung sollen pro Jahr 
acht Milliarden Euro zusätzlich
ausgegeben werden.

Schulstation droht Schließung

Die Gotzkowsky-Grundschule in
Berlin Moabit liegt mitten in einem 
sozialen Brennpunkt. Viele Kinder
kommen aus schwierigen Verhält-
nissen. Im Dezember 2001 wurde
dort die Schulstation „Stern-
schnuppe“ eingerichtet. Sie unter-
stützt Kinder und Jugendliche mit
persönlichen, familiären oder
schulischen Problemen. Die beiden
Mitarbeiterinnen – eine Sozial-
pädagogin und eine Erzieherin –
bemühen sich außerdem um 
Konfliktbewältigung und Gewalt-

prävention. Das Bezirksamt will die
Finanzierung der Station nun ein-
stellen. Die knappen finanziellen
Mittel würden an anderen Stellen
dringender gebraucht, heißt es.
Die Elternvertretung kann diese
Entscheidung nicht verstehen.
Denn gerade jetzt beginne die
Arbeit der Schulstation Früchte zu
tragen. Die Gewalttätigkeit unter
den Schülern sei in den letzten
beiden Jahren erheblich zurück-
gegangen.



Viele junge Menschen möchten
gerne ihre Fähigkeiten und

Kenntnisse entwickeln. In Deutsch-
land haben nur verhältnismäßig
wenige die Gelegenheit dazu. Nur
gut ein Drittel der Jugendlichen
nimmt ein Hochschulstudium auf.
In den Industrieländern liegt der
Durchschnitt bei 53 Prozent. In vie-
len Ländern studieren über 60 Pro-
zent der Jugendlichen.

In Deutschland ist der Anteil
der Studienanfänger zurück-
gegangen; im Gegensatz zu den 
meisten anderen Ländern. Heute
ist der Anteil der „Studierten“ in
der Elterngeneration höher als bei 

den Kindern. Diesen gesellschaft-
lichen Rückschritt gibt es sonst nur
noch in den USA. 

Keine Chancengleichheit
Bildung nach Geldbeutel – 

dieses Prinzip setzt sich von der
Schulbank bis in den Hörsaal fort.
Von 100 Kindern aus Elternhäu-
sern mit hohem Bildungs- und 
Einkommensniveau gehen 85 auf
ein Gymnasium und 81 nehmen
anschließend ein Studium auf. Bei
Familien mit niedrigem Bildungs-
und Einkommensniveau gelingt 

nur 36 von 100 Kindern der 
Übergang in eine weiterführende
Schule und gerade einmal elf die
Überwindung der Schwelle zum
Studium.

Die Missachtung der Chancen-
gleichheit beginnt im Kindergarten
und setzt sich im Schulsystem fort.
Auch die Förderung der Studier-
willigen reicht nicht. Die Ausgaben
für Bafög sind nach 1981 von 
gut einer Milliarde auf nur noch
0,9 Milliarden Euro zurückgegan-
gen. Damals wurde das Bafög auf
Volldarlehen umgestellt und das
Schüler-Bafög abgeschafft. Die 
Folge: Immer mehr sozial Schwa-
che sind vor der Aufnahme eines
Studiums zurückgeschreckt. Erst
ab 2001 sind die Ausgaben für
Bafög wieder gestiegen. Dadurch
wuchs die Zahl der Studierenden
spürbar an. Sie sank allerdings
wieder seit der Diskussion über
Studiengebühren.

!Fast zwei Drittel der 
Studierenden kommen 
heute aus gehobenen oder
hohen sozialen Schichten. 

!„Unsere Kinder sollen es
einmal besser haben als
wir“ – so die Hoffnung 
vieler Eltern. 
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In Hochschulen und Forschung investieren

In Hochschulen und Forschung
investieren

ver.di bleibt beim Nein zu Studiengebühren

Die Probleme des Bildungswesens sind mit Studiengebühren
nicht zu lösen, sie vergrößern sie vielmehr. Internationale 
Vergleiche zeigen, dass die öffentliche Steuerung des 
Bildungswesens bessere Ergebnisse erzielt als die Steuerung
über Markt und Wettbewerb.

Beschluss des ver.di-Bundesvorstands vom November 2005

Der Bildungstrichter

85 von 100 Kindern aus hohen sozialen Schichten besuchen Schulen, auf denen sie die Berechtigung zum
Hochschulzugang erreichen können. 81 nehmen ein Studium auf. Von 100 Kindern aus niedrigen sozialen
Schichten überwinden nur 11 die Schwelle zum Studium. 
Quelle: 17. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks, 2004

Kinder aus Familien mit hohem
Bildungs- und Einkommensniveau

Kinder aus Familien mit niedrigem
Bildungs- und Einkommensniveau
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Studiengebühren?
Ein beliebtes Argument für 

Studiengebühren lautet: Die Kran-
kenschwester finanziert mit ihren
Steuerzahlungen bislang das 
Studium des Chefarztes. Weil 
Kinder von Krankenschwestern
oder Beschäftigten mit ähnlichen
Berufen seltener studieren. Dies
wird meist von denjenigen vorge-
tragen, die Studiengebühren ein-
führen wollen und gleichzeitig 
die Senkung der Steuersätze für
Reiche propagieren. Sehr glaub-
würdig!?

Studiengebühren werden den
Anteil Studierender ohne gut ge-
stellte Eltern weiter reduzieren.
Beispiel Österreich: 2001 wurden
Studiengebühren von gut 700 Euro
pro Jahr eingeführt. Die Zahl der
Studienbewerber ist um 15 Prozent
zurückgegangen. 

Voran mit Forschung?
Die Bundesregierung will die

Aufwendungen für Forschung und
Entwicklung erhöhen. Als Zielmar-
ke gilt die EU-Vorgabe von drei
Prozent am Bruttoinlandsprodukt.
Heute werden etwa 2,5 Prozent
oder 55 Milliarden Euro aufgewen-
det. Davon trägt der Staat mit fast
17 Milliarden Euro ein knappes
Drittel.

Die Bundesregierung will jedes
Jahr 1,5 Milliarden Euro mehr aus-
geben. Das reicht aber nicht um
das Drei-Prozent-Ziel zu erreichen.
Zudem ist die „Exzellenzinitiative“
der alten Bundesregierung darin
enthalten. Diese Initiative fördert
besondere, so genannte Eliteuni-
versitäten. Breitenförderung ist
jedoch die notwendige Grundlage
für Spitzenleistungen.

Die große Koalition will den
Anteil der Jugendlichen, die ein
Studium aufnehmen, von heute
knapp 37 auf 40 Prozent erhöhen.
Wie das erreicht werden soll,
bleibt im Dunkeln.

ver.di fordert Breitenförderung
Die Erhöhung des Anteils der

Studierenden auf 40 Prozent eines
Altersjahrgangs bedeutet einen
Anstieg der Zahl der Studierenden
von heute 1,9 Millionen auf 2,6
Millionen im Jahr 2015. Dafür
müssen alle Fachhochschulen und
Universitäten umfassend ausge-

baut werden. Dieser Ausbau kostet
mindestens vier Milliarden Euro.

Die Betreuungsrelation – die
Zahl der Studierenden pro Wissen-
schaftlerin und Wissenschaftler –
hat sich von 13 im Jahr 1980 auf
über 15 verschlechtert. Um wieder
das Verhältnis von 1980 herzustel-
len, sind mindestens zwei Milliar-
den Euro notwendig.
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Die 1,5 Milliarden reichen nach Experten nicht aus. ... 
Pikant ist zudem, dass die Regierungsmilliarden Gelder ent-
halten, die bereits unter Rot-Grün beschlossen wurden. ... 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sagte erst vergangene
Woche, wenn Deutschland das Drei-Prozent-Ziel nicht schaffe,
„fallen wir hoffnungslos zurück“.

Financial Times Deutschland, 16. Januar 2006

ver.di schlägt vor:

Für den Ausbau von Hoch-
schulen und ein besseres
Betreuungsverhältnis zwischen
Wissenschaftlern und Studie-
renden sollen sechs Milliarden
Euro zusätzlich ausgegeben
werden.



Rund die Hälfte der Menschen 
in Deutschland ist mit der

Gesundheitsversorgung zufrieden.
Wer akut krank ist oder einen
Unfall hat, erhält in der Regel eine
gute medizinische Behandlung. Die
Krankenkassen und zunehmend
auch die Patienten geben dafür
viel Geld aus. 4,2 Millionen Be-
schäftigte sorgen sich um unsere
Gesundheit. Das ist die eine Seite.

Die andere: 80 Prozent unserer
Gesundheitsausgaben werden für
die Behandlung chronisch kranker
Menschen ausgegeben. Auf sie 
ist unser Gesundheitswesen nicht
eingerichtet. Eine abgestimmte
Behandlung zwischen Arzt, Kran-
kenhaus, Rehabilitation und Vor-
sorge wird erschwert, denn das
Gesundheitswesen ist in streng
getrennte Sektoren aufgeteilt. 
Die gute Einzelleistung führt so
nicht zu einem zufrieden stellen-

den Gesamtergebnis. Auch die 
Beschäftigten sind unzufrieden.
Trotz hoher Arbeitsbelastungen
bleibt die Qualität nur Mittelmaß.

Die Krankenhäuser beklagen
einen Investitionsstau von 50 
Milliarden Euro. Die Ausgaben für
Medikamente laufen aus dem
Ruder. Im Jahr 2005 sind sie um
rund 20 Prozent gestiegen. Die
Kassenärztlichen Vereinigungen
rechnen vor, dass es in wenigen
Jahren kaum noch Hausärztinnen
und -ärzte in den ländlichen
Gebieten der neuen Bundesländer
geben wird – und das in einem
Staat mit der weltweit dritthöchs-
ten Ärztedichte.

Mehr Zusammenarbeit 
statt teurer Fehlversorgung

Mit der Gesundheitsreform
2004 wurde die integrierte Ver-
sorgung vorangebracht – also die
aufeinander abgestimmte Behand-
lung aus einer Hand. Jetzt können
in einem begrenzten Rahmen Leis-
tungen übergreifend vereinbart
werden, zum Beispiel für Kranken-
hausbehandlung einschließlich der
ambulanten Vor- und Nachsorge,
der erforderlichen Medikamenten-
behandlung, der Krankengym-
nastik. Fast 2.000 Verträge für
mehr als drei Millionen Versicherte
wurden bis Ende 2005 zwischen
Krankenkassen und Ärzten abge-
schlossen. Unter diesen Voraus-
setzungen erhält auch Prävention
einen sehr viel höheren Stellen-
wert. Belastende Doppelunter-
suchungen und gefährliche Medi-
kamentenkombinationen werden
deutlich reduziert.

!Die Idee hinter der 
integrierten Versorgung ist:
Verdient wird nicht an den
Kranken, sondern daran,
dass die Bevölkerung 
möglichst gesund bleibt.

!Wir brauchen Zukunfts-
investitionen in neuen 
intelligenten Versorgungs-
formen im Gesundheits-
wesen.
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Gesundheit und Pflege – 
in Menschlichkeit investieren

Krankenhäuser in Deutschland

Die Zahl der Krankenhäuser in Deutschland schrumpft, der Anteil der privaten Krankenhäuser steigt. Immer 
mehr vorher öffentliche und frei-gemeinnützige Häuser werden von Krankenhauskonzernen aufgekauft. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Krankenhausstatistik
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Rund 500 Millionen Euro wur-
den für diese neue verbesserte
Versorgungsform im letzten Jahr
investiert. Aber sie nutzt bisher nur
einem kleinen Kreis von Versicher-
ten und wird nur bei wenigen
Krankheitsbildern eingesetzt. In
vielen anderen Ländern ist inte-
grierte Versorgung längst die
Regel. Patienten können dort die
leistungsfähigen Abteilungen der
Krankenhäuser auch ambulant
nutzen. Unnötige Bürokratie wird
reduziert, nicht mehr jede Einzel-
leistung muss abgerechnet 
werden. Und auch die Arbeits-
zufriedenheit in den Gesundheits-
berufen wächst. 

Humane Pflege statt 
„satt und sauber“

Seit der Einführung der sozialen
Pflegeversicherung Mitte der 90er
Jahre hat sich die Pflegeinfrastruk-
tur weiter entwickelt. Ein Netz 
von ambulanten Pflegediensten ist
entstanden. Rund zwei Millionen
Menschen erhalten Leistungen aus
der Pflegeversicherung. 200.000
Arbeitsplätze wurden neu geschaf-
fen. Altenpflege ist zu einem an-
erkannten Fachberuf geworden. 

Allerdings gibt es auch Prob-
leme: Trotz vieler engagierter und
qualifizierter Beschäftigter in der
Altenpflege reißen die Berichte
über Mängel, Pflegefehler und
Pflegeskandale nicht ab. In zehn 
Prozent der Einrichtungen gibt es
gravierende Pflegemängel.

Gute Qualität hängt entschei-
dend von guten Arbeitsbedingun-
gen ab, und das heißt: ausreichend
Personal, gut qualifiziert und mit
dem Wissen auf dem aktuellen
Stand, verlässliche Tarifverträge
und planbare Arbeitszeiten. Dass
das geht, zeigen schon heute eine
Reihe von Pflegeeinrichtungen.

Notwendig ist ein differenzier-
tes und besser an den Bedürfnis-
sen der älteren Menschen aus-
gerichtetes Versorgungsangebot.
Einrichtungen zur Tages- oder
Nachtpflege ermöglichen, dass 

Menschen in ihrer vertrauten
Umgebung bleiben können. Ge-
eignete Maßnahmen zur Rehabili-
tation tragen dazu bei, den Pflege-
bedarf zu reduzieren oder den
Eintritt von dauerhafter Pflegebe-
dürftigkeit zu verhindern. Und wir
brauchen neue Betreuungsformen
für demenzkranke ältere Men-
schen. Gerade für sie geht es um
Wohnlichkeit, Wahrung der Indi-
vidualität, Wohnortnähe und Ein-
bettung in das Gemeinwesen. So
können soziale Kontakte gepflegt
werden. 

!Die Würde des Menschen
darf nicht im Alter enden.
Gutes Geld für gute Pflege
steht deshalb für ver.di
ganz oben.

I N  U N S E R E  Z U K U N F T  I N V E S T I E R E N

11

ver.di schlägt vor:

Wir brauchen Investitionen,
damit integrierte Versorgung
allen Patienten zugute kommen
kann. Mit zwei Milliarden Euro
jährlich kann dieses Ziel bis zum
Jahr 2010 erreicht werden.

ver.di schlägt vor:

Die Rahmenbedingungen für
gute Pflege müssen geschaffen
werden. Dafür sollen eine 
Milliarde Euro jährlich an
öffentlichen Mitteln zur Ver-
fügung gestellt werden.

Gutes Geld für gute Arbeit! Mit einem zweiwöchigen Streik haben die 
Beschäftigten der Unikliniken in Baden-Württemberg im Oktober 2005 ihre 
Arbeitszeiten verteidigt und höhere Einkommen durchgesetzt. Foto: Andreas Lobe



Eine leistungsfähige Verkehrs-
infrastruktur ist wesentlicher

Bestandteil eines starken und
dynamischen Wirtschaftsstand-
ortes Deutschland sowie zentrale
Voraussetzung für Wachstum und
Beschäftigung.“ So steht es im
letzten Bundesverkehrswegeplan
für die Zeit bis 2015, der noch von
Rot-Grün beschlossen worden war. 

Schön zu lesen, doch die Reali-
tät sieht anders aus: Straßen voller
Schlaglöcher, einsturzgefährdete
Brücken, ein immer dünnerer und
teurerer öffentlicher Personen-
nahverkehr, Verspätungen beim
Schienenverkehr infolge veralteten
Materials und Netzes.

Dieser Verfall ist Folge eines 
seit Jahren anhaltenden Schrumpf-
kurses der öffentlichen Haushalte.
Beim vergeblichen Versuch sich
gesundzusparen hat der Staat im
wahrsten Sinne des Wortes immer
neue Löcher aufgerissen. 

Die große Koalition plant gut
eine Milliarde Euro pro Jahr zu-
sätzlich in Verkehrsinfrastruktur 

zu investieren. Im Vergleich zum
letzten Bundesverkehrswegeplan
entpuppen sich diese angeblichen
Mehrausgaben sogar als massive
Kürzungen. Denn Rot-Grün hatte
beim Verkehrsetat bereits kräftig
den Rotstift angesetzt. Die jähr-
lichen Ausgaben wurden um fast
zwei Milliarden Euro gekürzt!

Mittlerweile wird’s richtig
gefährlich!

In Deutschland sind von den
rund 120.000 Straßenbrücken
14.000 in extrem schlechtem Zu-
stand. Bei weiteren 20.000 Brücken
ist eine umfassende Sanierung
erforderlich. 

Sorgenkind Bahn
Der private Autoverkehr und

die damit verbundenen Umwelt-,
Energie- und Lärmbelastungen
wachsen weiter. Deshalb müssen
Investitionen in die Attraktivität
und Leistungsfähigkeit der Bahn
höchste Priorität besitzen. Denn
die Bahn schneidet beim Umwelt-
schutz wesentlich besser ab als 
das Auto. 

Seit Jahren schafft die Bahn es
nicht, die öffentlichen Mittel für
das Schienennetz vollständig zu
verbauen. Seit 1999 hat sie rund
1,9 Milliarden Euro an den Bund
zurückgegeben, 2005 allein 
280 Millionen. „Die Bahn lässt
Strecken, Brücken und Tunnel 
verrotten, um an der Börse gut
dazustehen“, kritisiert der Fahr-
gastverband Pro Bahn. Angesichts
des großen Investitionsrückstandes
muss der Bund als Eigentümer der
Bahn diese Misere schnellstens
beseitigen.

Eigentlich wollte die Regierung
bis 2015 jährlich 4,8 Milliarden
Euro für das Schienennetz investie-
ren. Tatsächlich sind die Zahlen im
Finanzplan des Bundes hiervon
weit entfernt. Die Ausgaben sollen
von 3,7 Milliarden Euro im Jahr
2005 auf nur noch 2,3 Milliarden
Euro in 2008 sinken.  

!Mindestens jede zehnte
Brücke in Deutschland
müsste aus Sicherheits-
gründen eigentlich sofort
gesperrt werden. 
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Verkehrsinfrastruktur vor dem Kollaps 

Verkehrsinfrastruktur 
vor dem Kollaps 

Der Zustand der deutschen Verkehrsinfrastruktur verschlech-
tert sich immer mehr und die Auswirkungen des derzeitigen
Kürzungskurses bei den Verkehrswegeinvestitionen sind 
dramatisch.

Wolfgang Paul, Vorsitzender des Fachbereichs Verkehrswegebau im 
Zentralverband des deutschen Baugewerbes ZDB, November 2004



Öffentlicher Personen-
nahverkehr gefährdet

Ohne Personal nützt der 
schönste Bus und die schnellste
Bahn nichts. Beides zusammen
sichert die Mobilität. 

Nur: Auch hier hat der Rotstift
bereits tiefe Spuren hinterlassen.
Da eine flächendeckende Versor-
gung nicht kostendeckend betrie-
ben werden kann, braucht der
Nahverkehr finanzielle Mittel des
Staates. Knapp 20 Prozent trägt
der Bund, den Rest die Länder und
Gemeinden. Die finanzielle Lage
der Kommunen wiederum ist so
klamm, dass immer mehr gespart
wird. 

Nun plant die große Koalition
den Bundeszuschuss für den Nah-
verkehr bis 2009 von derzeit
knapp sieben Milliarden Euro auf
3,1 Milliarden Euro zu kürzen.
„Dies würde das endgültige Aus
für die ländliche Nahverkehrsver-
sorgung bedeuten“, so Harald
Ringstorff, Ministerpräsident von
Mecklenburg-Vorpommern. 

Privatisierung – Teil des 
Problems, nicht der Lösung

Hessen geht voran. Kommunen
dürfen nur noch durch öffentliche
Ausschreibungen Verkehrsleistun-
gen vergeben. Der Anbieter
kommt zum Zuge, der mit den
niedrigsten Zuschüssen auszukom-
men verspricht. 

Die Qualität der Fahrzeuge und
die Strecken werden genau vorge-
schrieben. Günstigere Angebote
können nur durch Druck auf die
Löhne abgegeben werden. Damit 

es noch billiger wird, werden Lini-
en in ländlichen Gebieten von den
Kommunen erst gar nicht mehr
bestellt. Immer mehr Menschen
werden so gezwungen, auf das
private Auto umzusteigen. Verlie-
rer sind vor allem arme und alte
Menschen ohne Auto – und natür-
lich die Umwelt. 

ver.di fordert mehr Ausgaben 
für die öffentliche Infrastruktur

Deutschland braucht eine funk-
tionierende Infrastruktur – heute
und morgen. Hierzu gehören gute
Straßen und intakte Brücken
genauso wie ein leistungsfähiger
öffentlicher Personennahverkehr.

Wir brauchen eine planbare Finan-
zierung auf hohem Niveau sowie
eine Reform der Finanzierungsin-
strumente. Das Eisenbahnnetz
muss bei einem Börsengang der
Bahn aus dem Konzern heraus-
gelöst werden und beim Staat 
verbleiben. 

!Beim Öffentlichen Perso-
nennahverkehr wird es
wieder einmal deutlich: 
Nur Reiche können sich
einen armen Staat leisten.

!Die Lücke zwischen tatsäch-
lichen und notwendigen
Investitionen in die Bahn
wird immer größer. 
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13

ver.di schlägt vor:

Für den Bereich Verkehrsinfra-
struktur sollen jährlich sechs
Milliarden Euro zusätzlich 
ausgegeben werden.

Eingeschlossen sind Investiti-
onszuschüsse an die Eisen-
bahnen des Bundes und 
Bundesfinanzhilfen für den
kommunalen Straßenbau und
den öffentlichen Personen-
nahverkehr.

Investitionen in die Bahn
Investitionslücke wird immer größer

Bereits 2005 hätte der Bund 4,8 Milliarden in den Erhalt und den dringenden Bedarf an Neu- und Ausbau-
maßnahmen investieren müssen. Tatsächlich waren es nur 3,7 Milliarden. Bis 2008 wird die Kluft nach der-
zeitiger Planung auf 2,5 Milliarden Euro anwachsen. 
Quelle: Finanzplan des Bundes 2004–2008; Bundesverkehrswegeplan 2003
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In der politischen wie auch in der
öffentlichen Debatte wird Kultur

fast nur noch unter einem Aspekt
betrachtet: Als Posten für Einspa-
rungen. Ausgaben für Kunst und
Kultur gelten als „unproduktiv“,
als bloßer Konsum. Die Zeiten, in
denen Kultur als unverzichtbarer
Bildungsbestandteil galt und fast
vollständig öffentlich finanziert
wurde, sind längst vorbei. 

Dagegen wird vor allem die
Bereitstellung von Mitteln für
Gebäude oder Straßen als wichtige
Investitionen in die Zukunft ange-
sehen. Im Koch-Steinbrück-Papier,
in dem der hessische Minister-

präsident und der jetzige Finanz-
minister umfassende Sparvor-
schläge gemacht hatten, wurden
Kürzungen bei der Kultur sogar 
als Subventionsabbau gefeiert.

Ausgaben mit hoher „Rendite“
Kultur ist kein Luxus, den man

sich nicht mehr leisten kann. Ent-
gegen der Meinung so manchen
Finanzpolitikers hat „Kultur“ 
einen hohen Eigenwert: Sie stiftet
Identität und ist für den sozialen
Zusammenhalt und die Integra-
tionsfähigkeit einer Gesellschaft
unerlässlich. Gleichzeitig gehen
von ihr wirtschaftliche Impulse, 
Beschäftigungs- und Nachfrage-
effekte aus. 

Beispielsweise beschäftigen
Theater nicht nur Schauspieler,
sondern auch unterschiedlichste
Handwerker und Dienstleister. Sie
kaufen Produkte von der Glüh-
lampe bis zum Theatersessel. Sie
ziehen Touristen an, die weitere
Dienstleistungen in Anspruch 
nehmen. 

!Der „Wert“ der Kunst 
lässt sich nicht betriebs-
wirtschaftlich fassen.

!Ausgaben für Kunst und
Kultur werden heute nur
noch als Posten für 
Einsparungen gesehen.
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Kulturförderung – 
eine Investition in die Zukunft

Kulturförderung – 
eine Investition in die Zukunft

Beispiel Bremer Theater

Die drohende Pleite des Bremer Theaters ist vorerst 
abgewendet. Der Senat bewilligte am Dienstag einen Über-
brückungskredit von 1,9 Millionen Euro, teilt Kultursenator
Jörg Kastendiek mit. 

Nun soll ein Konzept entwickelt werden, um die Theater-
finanzen bis zur Spielzeit 2007/2008 zu konsolidieren. Teil
davon ist nach Kastendieks Worten ein noch auszuhandelnder
Sanierungstarifvertrag. Die Personalkosten machten 80 Pro-
zent des Etats aus und müssten gesenkt werden. ‚Da kann es
keine heiligen Kühe geben, weder im künstlerischen noch in
einem anderen Bereich‘, sagte der CDU-Politiker.

Netzzeitung, 1. November 2005

Kulturetat des Staates 2003

Für Kultur hat der Staat im Jahr 2003 8,2 Milliarden Euro ausgegeben. Davon flossen 5,4 Milliarden oder
67 Prozent allein in die Bereiche Bibliotheken, Museen und (Musik-)Theater. Diese Förderung reicht jedoch
nicht einmal, die Existenz vieler Theater, Museen oder Bibliotheken zu sichern. 
Quelle: Jahrbuch für Kulturpolitik 2004
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Auch wenn der wirtschaftliche
Beitrag der Kultur hoch ist, kann
von ihr nur begrenzt Rentabilität 
in betriebswirtschaftlichem Sinn
erwartet werden. Ihr „Wert“ lässt
sich nicht anhand von Messdaten
und Kennziffern erfassen. Ohne
öffentliche Kulturförderung würde
nur das überleben, was „sich 
rechnet“. Das wäre aber das Ende
kultureller Breite und Vielfalt. 

Die Finanzmisere der Kommu-
nen hat bereits zu drastischen Kür-
zungen bis hin zur Schließung gan-
zer Häuser geführt. Die Existenz
weiterer Theater, Musikspielhäuser,
Musik- und Kunstschulen sowie
Bibliotheken steht auf dem Spiel. 

Zukunftsaufgaben
Durch Verschiebung von Mit-

teln innerhalb der vorhandenen
Kulturetats und zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden lässt sich
der Erhalt kultureller Einrichtungen
nicht sicherstellen. Allein für die
Bibliotheken, Museen und Thea-
ter/Musik werden derzeit 67 Pro-
zent des gesamten Kulturetats aus-
gegeben. Das sind 5,4 Milliarden
Euro. Und bereits die reichen 
nicht annähernd, den Bestand zu
sichern. 

90 Prozent der Kulturfinanzie-
rung wird von den Ländern und
Gemeinden getragen. Insofern
muss ihre Finanzkraft gestärkt 
werden. 

Beteuerungen, denen zufolge
die Kulturpolitik einen hohen 
Stellenwert habe, gibt es genug.
Das war schon bei Rot-Grün so.

Auch im Koalitionsvertrag wird
das hohe Lied auf die Bedeutung
der Kultur gesungen. Mehr tun will
man aber nicht – im Gegenteil.
Stiegen die Ausgaben bis 2001
noch auf insgesamt 8,4 Milliarden
Euro an, werden sie seitdem zu-
rückgefahren. 

In der aktuellen Finanzplanung
des Bundes bis 2008 sind weitere
Kürzungen vorgesehen. Ähnlich
sieht es bei den Kulturausgaben
der Länder aus. Bei den Gemein-
den droht ein Rückgang der 
Kulturausgaben von jährlich min-
destens drei Prozent.

!Die Bundesregierung singt
das hohe Lied der Kultur.
Trotzdem wird immer mehr
Geld gestrichen.
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15Der Etat für Kultur und Medien ist der kleinste im Bundes-
haushalt und ist daher besonders sensibel. Da signifikante
Zuwächse in den Haushalten nicht in Aussicht gestellt werden
können, ist es umso dringlicher, die vorhandenen Mittel 
effizient einzusetzen. Neue Projekte müssen durch Umschich-
tungen im Haushalt finanziert werden.

Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, November 2005

ver.di schlägt vor:

Statt weiteren Kürzungen sol-
len die Ausgaben für kulturelle
Angelegenheiten um eine 
Milliarde Euro erhöht werden.
Damit wird real zumindest 
wieder der Stand von 2001
erreicht.



Generationengerechtigkeit ist
heute in aller Munde. Aller-

dings fast nur mit Blick auf finan-
zielle Entwicklungen. In welchem
Zustand wir unseren Kindern die-
ses Land übergeben, spielt in der
öffentlichen Debatte dagegen
kaum ein Rolle. Bestes Beispiel:
Das öffentliche Kanalnetz. Hier
scheint der alte Spruch „Aus den
Augen aus dem Sinn“ voll zuzu-
treffen. Dabei haben es die Proble-
me in sich.

Das öffentliche und private 
Leitungs- und Kanalnetz ist in 
weiten Teilen Deutschlands stark
lädiert und deshalb dringend
sanierungsbedürftig. Es stammt
teilweise noch aus der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Nur gut 30 Prozent des gesamten 
Kanalnetzes sind jünger als 
25 Jahre. 20 Prozent wurden noch
in der Weimarer Republik oder
davor gebaut. 

Durch marode Kanäle gelangen
Abwässer nicht mehr zu den Klär-
anlagen, sondern dringen ins 
Erdreich ein. Folge: Unsere Böden
werden mehr und mehr mit ge-
fährlichen Schadstoffen belastet.
Damit gerät auch unser Grund-
wasser in Gefahr. 

Die Gesamtlänge des öffent-
lichen Kanalnetzes beträgt rund
500.000 Kilometer. Davon gelten
knapp 100.000 Kilometer – also
rund 20 Prozent – als sanierungs-
bedürftig. 

Die Kosten der Sanierung
Zur Zeit werden für die Kanal-

sanierung jährlich etwa 1,6 Milliar-
den Euro aufgebracht. Dieses 
Volumen reicht aber nicht einmal,
um den jetzigen bereits maroden
Zustand zu halten. 

Bei einer Sanierungsnotwendig-
keit von rund 100.000 Kilometern
ergibt sich nach Berechnungen 
der Deutschen Vereinigung für
Wasserwirtschaft ein Gesamtsanie-
rungsbedarf für die öffentliche
Kanalisation von rund 55 Milliar-
den Euro.

Privatisierung verschärft 
die Probleme

Angesichts des Umfangs der
Aufgabe und der selbstverschulde-
ten Finanzknappheit des Staates
gibt es Tendenzen, die Wasserver-
und -entsorgung zu privatisieren.
Dann wäre der Staat von dieser
Aufgabe zwar entlastet. Eine sol-
che Entwicklung wäre jedoch fatal:
Wasserver- und Entsorgung ist ein
wichtiges öffentliches Gut und
darf nicht zum Gegenstand priva-
ter Gewinnmaximierung werden. 

!Die Instandsetzung des
öffentlichen Kanalnetzes
kostet rund 55 Milliarden
Euro. Wird dieses Problem
nicht schnell angegangen,
werden es schnell einige
Milliarden mehr sein!

!Insgesamt sind rund 
20 Prozent aller öffent-
lichen Abwasserleitungen
sanierungsbedürftig. 
Das entspricht zweieinhalb
Mal dem Umfang der Erde.
Eine gewaltige Aufgabe!
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Das öffentliche Kanalnetz in Auflösung

Das öffentliche Kanalnetz 
in Auflösung

1999 wurden gegen den Wider-
stand der damaligen Opposition 
aus Grünen und PDS 49,9 Prozent
der Berliner Wasserbetriebe von 
der schwarz-roten Koalition an ein
Konsortium verkauft. Und zwar zu
traumhaften Bedingungen: Gerade
einmal knapp 1,6 Milliarden Euro
mussten das internationale Wasser-
unternehmen Veolia (früher Vivendi)
und der Konzern RWE an die Stadt
zahlen. Zugleich garantierte das
Land den Investoren über 28 Jahre
eine Rendite von mindestens acht
Prozent auf das „betriebsnotwendi-
ge“ Kapital – also eine wachsende
Bemessungsgrundlage. 
2006 werden bereits knapp 
150 Millionen Euro Rendite fällig. 
Kein Wunder, dass die Gebühren 

mehrfach kräftig erhöht wurden.
Mehrbelastung für den Verbraucher:
bislang 21 Prozent. Trotz dieser
Preissteigerungen musste das Land
bereits 2004 40 Millionen an die 
Privaten abtreten um die verspro-
chene Rendite zu sichern. Mittler-
weile werden Stimmen laut, die
Wasserbetriebe zurückzukaufen:
„Das würde rund zwei Milliarden
Euro kosten. Bei einem kommuna-
len Darlehen mit vier Prozent 
kommen wir immer noch billiger
weg als mit der vertraglich fest-
gelegten Rendite, die das Land an 
die Konzerne zahlen muss“, so 
die ehemalige SPD-Abgeordnete
Gerlinde Schermer im April 2004 
in der taz.

Gewinne zu Lasten der Verbraucher: Das Beispiel Berlin



Welche negativen Folgen dies
hat, zeigte sich bereits in anderen
Ländern. In England wurde die
Trinkwasserversorgung 1989 voll-
ständig privatisiert – mit üblen 
Folgen für die Bevölkerung: 
steigende Preise, geringe Investi-
tionen, hohe Leitungsverluste,
schlechte Wasserqualität bis hin 
zu gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen. In Frankreich zeigte sich
eine ähnliche Tendenz. 

In Deutschland gibt es rund
6.500 Wasserversorgungsunter-
nehmen. Davon waren 2004
knapp 6.400 noch mehrheitlich 
im Besitz der öffentlichen Hand –
und das muss auch so bleiben.
Selbst nach Ansicht des ansonsten
so privatisierungsfreudigen 
Münchener ifo Instituts gehören
Wasserversorger in die Hand des
Staates: Gewinnorientierte Unter-
nehmen fahren die Anlagen regel-
mäßig „auf Verschleiß und ver-
nichten somit gesellschaftliches
Kapital.“

Mittlerweile wächst diese Ein-
sicht auch in den Kommunen. Bür-
gerinnen und Bürger setzen sich
zunehmend gegen Privatisierungen
zur Wehr. 

Investitionen drastisch erhöhen
Fast zwei Milliarden Euro 

werden alleine gebraucht, um 
den weiteren Verfall zu stoppen. 
Vier Milliarden Euro sollen für die
Instandsetzung zur Verfügung
gestellt werden. 

Zwei Fliegen werden so mit
einer Klappe geschlagen: Zum 

einen kann das gesamte öffent-
liche Kanalsystem in einem Zeit-
raum von zehn bis 15 Jahren
grundlegend saniert werden. Zum
anderen wird ein Beitrag geleistet,
dass die notleidende Bauwirtschaft
wieder mehr Aufträge erhält.
Arbeitslose mit unterschiedlichen
Qualifikationen haben eine Chan-
ce, wieder einen Arbeitsplatz zu
bekommen.

!Auch in Deutschland haben
einige Kommunen die 
Wasserversorgung ganz
oder teilweise verkauft, 
um die maroden Haushalte
zu sanieren.
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ver.di fordert:

Keine Privatisierung der 
Wasserversorger!

ver.di schlägt vor:

Die öffentlichen Ausgaben für
die Sanierung der Kanalsyste-
me werden um sechs Milliarden
Euro jährlich erhöht. 

Mit über 20.000 Unterschriften
unterstützten die Augsburger 
Bürgerinnen und Bürger 2004
erfolgreich ein Bürgerbegehren
„Wasserkreislauf in Bürgerhand“ 
der Wasser-Allianz Augsburg! 

Durch Verhandlungen mit der 
Stadt Augsburg wurde erreicht, 
dass die Stadtwerke Wasser GmbH
auch in Zukunft weder ganz noch
teilweise an private Unternehmen
verkauft werden.

Privatisierung der Stadtwerke verhindert: Das Beispiel Augsburg



Immer stärkere Unwetter, Über-
schwemmungen und andere

extreme Wetterlagen signalisieren: 
Der vom Menschen verursachte
Klimawandel beschleunigt sich und
droht zur globalen Katastrophe zu
werden. Deshalb muss der Ausstoß
von Treibhausgasen in den kom-
menden Jahrzehnten drastisch
beschränkt und abgebaut werden.

Außerdem: Öl und Gas werden
knapp und immer teurer, die Aus-
einandersetzungen um ihre Quel-
len schärfer, bis hin zum Krieg.
Wind, Sonne, Wasserkraft, Bio-
masse und Erdwärme dagegen
sind unerschöpfliche Energiequel-
len. Sie können im eigenen Land
genutzt werden und reduzieren
damit die Abhängigkeit von Ener-
gieimporten. Ihre Nutzung wird
durch technische Fortschritte und
Massenproduktion immer preis-
günstiger.

Erneuerbare Energien fördern
Schon heute stellt die Nutzung

erneuerbarer Energien in Deutsch-
land einen wichtigen Wirtschafts-
faktor dar. Der Umsatz aus dem
Bau von Anlagen betrug etwa 6,5
Milliarden Euro. Aus der erzeugten
Energie waren es 5,1 Milliarden
Euro. Diese Zahlen wachsen Jahr
für Jahr an. Beim Bau von Wind-
kraft- und Solarstromanlagen ist
Deutschland größter Anbieter auf
dem Weltmarkt.

Noch sind regenerative Ener-
gien allerdings teurer als konven-
tionelle. Der Markt ist blind für
ökologische Schäden und Risiken,
die durch die Nutzung der tradi-
tionellen Energieträger hervorge-
rufen werden. Sie schlagen sich
nicht in den Kosten nieder.

Verschärfte Umweltschutzvor-
schriften haben in der Vergangen-
heit erhebliche Investitionen in
Kraftwerke und private Heizungs-
anlagen erzwungen. Das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz verpflichtet
die Stromversorgungsunterneh-
men, den Erzeugern von Strom aus
regenerativen Energien attraktive
Vergütungen für die Einspeisung
ins Netz zu zahlen. Förderprogram-
me geben Zuschüsse und verbillig-
te Kredite. Diese Maßnahmen
müssen fortgesetzt und ausgewei-
tet werden.

Arbeitsplätze durch Erneuerung
der Energieversorgung

Bis zum Jahr 2020 können
500.000 Arbeitsplätze im Bereich
der erneuerbaren Energien ge-
schaffen werden, schätzt der Bun-
desverband Erneuerbare Energien.
Die Bundestags-Enquete-Kommis-
sion hat gezeigt: Bis 2050 könnte
die Hälfte des Energieverbrauchs
aus erneuerbaren Quellen gedeckt
werden. In Verbindung mit
Energieeinsparung kann der CO2-
Ausstoß in Deutschland auf 
ein Fünftel des Werts von 1990
reduziert werden.

Der Kraftwerkspark in Deutsch-
land muss in den kommenden 
Jahren zu großen Teilen erneuert
werden. Der Atomausstieg setzt
hier klare Rahmenbedingungen
und führt zu Ersatzinvestitionen in
großem Umfang.

!Um eine nachhaltige Ener-
gieversorgung schon heute
aufzubauen, muss der Staat
aktiv werden. Langfristig
werden sich diese Investi-
tionen ökologisch und 
ökonomisch lohnen!
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Energie sparen – 
erneuerbare Energien nutzen

Energie sparen – 
erneuerbare Energien nutzen

Beschäftigte im Bereich erneuerbarer Energie in Deutschland

2005 waren im Bereich der Nutzung erneuerbarer Energien bereits etwa 150.000 Menschen beschäftigt –
mit steigender Tendenz. 
Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2005
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Neue Kraftwerke sind wesent-
lich effizienter als die alten. Sie
können verstärkt mit Nah- und
Fernwärmenetzen verknüpft 
werden. Durch die kombinierte
Erzeugung von Strom und Wärme
– Kraft-Wärme-Kopplung – kann
die Gesamtausbeute an Energie
aus der gleichen Menge an Roh-
stoffen deutlich erhöht werden.

Am besten kann der Ausbau
dezentraler Strom- und Wärme-
produktion auf Basis erneuerbarer
Energien vorangetrieben werden,
wenn kommunale Stadtwerke 
die Versorgungsnetze betreiben. 

Energetische Gebäudesanierung
Kurzfristig kann der Verbrauch

fossiler Energieträger am stärksten
durch Einsparmaßnahmen gesenkt
werden, um mindestens 40 Pro-
zent. Bei Gebäuden können durch
Wärmedämmung und Einbau 
von effizienteren Heizungs- und
Warmwasseranlagen bis zu 80 
Prozent eingespart werden. Diese
Investitionen haben besonders 
große Beschäftigungseffekte, weil
sie sehr arbeitsintensiv sind. Vor
allem in der mittelständischen 
Bauwirtschaft und im örtlichen
Handwerk.

Das CO2-Gebäudesanierungs-
programm fördert solche Investi-
tionen mit Zuschüssen, Kredit-
verbilligungen und Abschreibungs-
erleichterungen. Jeder Euro, der
für dieses Programm ausgegeben 

wird, kann eine fünfmal größere
private Investitionssumme ansto-
ßen. Die Gewerkschaften haben
erfolgreich Druck gemacht und
erreicht, dass das Fördervolumen
auf 1,5 Milliarden Euro jährlich
erheblich aufgestockt wird.

Die Heizölrechnung für Mieter
und Vermieter kann halbiert wer-
den, so dass die Investitionskosten
nach einigen Jahren wieder erwirt-
schaftet sind. Technische Innova-
tionen können für die deutsche
Wirtschaft zu neuen Marktchancen
in aller Welt führen.

Öffentliche Gebäude sanieren
Die Energiekosten betragen

allein bei den Kommunen über
zwei Milliarden Euro jährlich, eine
Milliarde Euro bei den Ländern,
eine halbe Milliarde Euro beim
Bund. Das schätzt die Deutsche
Energie-Agentur. Die Einspar- und
damit auch Kostensenkungspoten-
ziale betragen 25 bis 60 Prozent
der Heizenergie und mindestens
zehn Prozent des Stromverbrauchs.

Allein für Maßnahmen, die 
sich in wenigen Jahren rechnen,
besteht ein Investitionsbedarf von
über drei Milliarden Euro. Wenn
aufwändiger nach Niedrigenergie-
standards saniert wird, sind min-
destens 20 Milliarden Euro nötig.

!Durch die energetische
Sanierung von 300.000
Wohnungen im Jahr 
können rund 200.000
zukunftsfähige Arbeits-
plätze geschaffen werden. 

!Durch die Erneuerung 
der Kraftwerke werden
zugleich Arbeitsplätze
geschaffen und der Ver-
brauch an Energierohstof-
fen reduziert. 
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ver.di schlägt vor:

Bund, Länder und Gemeinden
sollen Programme zur energe-
tischen Sanierung öffentlicher
Gebäude und zur Förderung der
Solarenergie von insgesamt
drei Milliarden Euro jährlich
auflegen.



Wir wollen ein Programm zur
Bewältigung der gesell-

schaftlichen Zukunftsaufgaben.
Das bedeutet zugleich sinnvolle
und sozial abgesicherte Beschäf-
tigung für eine Million bisher er-
werbsloser Menschen. Dafür sollen
jedes Jahr 40 Milliarden Euro
zusätzlich ausgegeben werden. 

Wie soll das finanziert werden?
Wir sagen: Durch höhere Steuern
für Reiche und Vermögende.* 

Aber die öffentlichen Haushalte
ächzen doch ohnehin schon unter
einer riesigen Schuldenlast? 35
Milliarden Euro sollen eingespart
werden, so die große Koalition.

„Aus der Krise kann man sich
nicht heraussparen“

Die Politik antwortete auf
immer größere Löcher bei den Ein-
nahmen mit immer neuen Ausga-
benkürzungen. Mit Finanzminister
Eichel wurde ab Sommer 1999 das
„Sparen“ des Staates fast in den
Stand einer „Staatsreligion“ erho-
ben. Die 2003 ausgerufene Agen-
da-Politik führte zu einer Verschär-
fung dieses Kurses.

Mit diesen Kürzungen wurde
und wird aber die wirtschaftliche
Entwicklung ausgebremst. Auch
der staatliche Schrumpfkurs hat
seinen Anteil daran, dass 2005 die
Binnennachfrage um ein Prozent 
– siehe Grafik Seite 3 – niedriger
war als fünf Jahre zuvor. 

Die Folge: schwache Steuereinnah-
men und höhere Defizite. Dies ist
dann immer wieder der vermeint-
liche Sachzwang für noch radikale-
re „Sparrunden“. Ein Teufelskreis.

Die große Koalition hat sich 
die Fortsetzung dieser Politik auf
die Fahne geschrieben. Kanzlerin
Merkel lobte ihren Vorgänger für
die „Vorarbeiten“.

Aber hat die neue Koalition
nicht doch etwas gelernt? „Aus
der Krise kann man sich nicht her-
aussparen“, so wird immer wieder
Finanzminister Steinbrück zitiert.
Sehr richtig! Eigentlich eine funda-
mentale Selbstkritik der bisherigen
Finanzpolitik von Rot-Grün. 

Die große Koalition hat ein zu
schließendes Haushaltsdefizit von
35 Milliarden Euro verortet. Gleich-
wohl will sie 2006 darauf noch
nicht mit der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer reagieren – das, sowie
Haushaltskürzungen sollen 2007 
folgen. 

Investitionsprogramm 
Schwarz-Rot?

Kommen jetzt die Milliarden für
die Instandsetzung von Straßen
und Gebäuden? Renoviert wieder
der örtliche Malermeister die Schu-
len? Anstatt die Eltern? Kommt
der Ausbau von Kitas? Kommt ein
Schub, damit die Kommunen ört-
lichen Betrieben wieder mehr Auf-
träge erteilen können? Bringt das
hunderttausende neuer Arbeits-
plätze?

!Die Strangulierung der 
Binnennachfrage hat –
neben den Steuergeschen-
ken für Reiche – zum 
Desaster der Finanz- und
Steuerpolitik von Rot-Grün
geführt.
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1.000.000 sinnvolle Arbeitsplätze

1.000.000 sinnvolle Arbeitsplätze

* Weiteres hierzu auf den
Seiten 23 und 24.

Aufgabenfelder eines 
Zukunftsinvestitionsprogramms

Kinderbetreuung 7 Mrd. Euro

Bildung 8 Mrd. Euro

Hochschule und Forschung 6 Mrd. Euro

Gesundheit 3 Mrd. Euro

Verkehr 6 Mrd. Euro

Kultur 1 Mrd. Euro

Kanalisation 6 Mrd. Euro

Energie 3 Mrd. Euro

Gesamt 40 Mrd. Euro



25 Milliarden Euro sind für vier
Jahre vorgesehen. Also jährlich
sechs Milliarden. Eingerechnet sind
aber das Elterngeld, Steuererleich-
terungen für die Wirtschaft und
anderes. Für Forschungs- und Ver-
kehrsinvestitionen sind jährlich nur
2,6 Milliarden Euro zusätzlich vor-
gesehen. Berücksichtigt man noch
die Mittel für die energetische
Gebäudesanierung, beläuft sich
das Gesamtvolumen auf vier Milli-
arden Euro. 

Trotz aller Einsicht, dass man
sich aus der Krise nicht herausspa-
ren kann, wird bereits 2006 mit
Haushaltskürzungen begonnen.
Allein bei den Arbeitslosen, beim
öffentlichen Dienst und im Nah-
verkehr rund 4,5 Milliarden Euro.
Nimmt man „Wachstumspro-
gramm“ und „Schrumpfpro-
gramm“ zusammen, gibt der Staat
insgesamt sogar weniger aus. Wie
das „Impulsprogramm ... Rücken-
wind für die sich aufhellende 
Konjunktur“ bringen soll, bleibt
das Geheimnis von Minister Stein-
brück. 

Sofortprogramm von 
20 Milliarden Euro

Der Staat muss einen kräftigen
Impuls zur Stärkung der Binnen-
nachfrage leisten. Aber richtig!
Nicht vier, sondern 40 Milliarden
Euro zusätzliche Ausgaben für ein
Zukunftsinvestitionsprogramm
werden benötigt. Wir schlagen
eine Umsetzung innerhalb von vier
Jahren vor. Kurzfristig ist als erster
Schritt ein Sofortprogramm von 
20 Milliarden Euro notwendig.

Das so angeregte Wirtschafts-
wachstum wird auch die Steuer-
einnahmen wieder deutlich ver-
bessern. Nur durch ein Zukunfts-
investitionsprogramm besteht eine
wirkliche Chance für den Staats-
haushalt wieder aus der Verschul-
dungsfalle herauszukommen. 
„Aus der Krise kann man sich 
nicht heraussparen“ – eigentlich
weiß Finanzminister Steinbrück 
das auch.

1.000.000 neue Arbeitsplätze!
Unser Programm ist wirtschafts-

wissenschaftlich untersucht und
durchgerechnet. 

Durch das Programm werden
eine Million zusätzliche Arbeits-
plätze geschaffen. Das Wirt-
schaftswachstum fällt deutlich
höher aus, und zwar in sozial und
ökologisch sinnvollen Bereichen.
Die Sozialbeiträge können um
einen Prozentpunkt gesenkt wer-
den. Trotzdem fällt die öffentliche
Verschuldung deutlich geringer
aus. 

!Unser Konzept Zukunfts-
investitionen plus Steuer-
gerechtigkeit bringt
1.000.000 neue Jobs!

!Eine wirkliche Chance 
wieder aus der Verschul-
dungsfalle herauszu-
kommen ist ein Zukunfts-
investitionsprogramm. 
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Das bringt das Zukunftsinvestitionsprogramm

Das Zukunftsinvestitionsprogramm bringt zusammen mit dem Konzept Steuergerechtigkeit 1.000.000 
Menschen zusätzlich in Beschäftigung. Auch das Wirtschaftswachstum fällt deutlich höher aus, und zwar 
in sozial und ökologisch sinnvollen Bereichen. Die öffentliche Schuldenaufnahme wird deutlich abgebaut. 
Um fast ein Prozent niedriger wird die Defizitquote – Anteil der Neuverschuldung am Bruttoinlandsprodukt – 
liegen. Dies entspricht einem eingesparten Volumen von über 20 Milliarden Euro im Jahr.
Quelle: Klaus Bartsch Econometrics

Höhere Wirtschaftsleistung
Bruttoinlandsprodukt

Mehr Erwerbstätige

Geringere öffentliche
Neuverschuldung

Defizitquote

2,6 %

3,3 %

1,0 Mio.
1,1 Mio.

– 0,2 %

– 0,9 %

nach fünf Jahren nach zehn Jahren



Einwand: Investitionsprogram-
me sind bereits in der 
Vergangenheit gescheitert

1977 hatte die Regierung unter
Helmut Schmidt ein Investitions-
programm in Höhe von 16 Milliar-
den DM aufgelegt. Das ifo Institut
bescheinigte Anfang 1978: „Das
Wachstumsprogramm verhindert
Anstieg der Arbeitslosigkeit“.
Selbst der FDP-Wirtschaftsminister
bewertete das Konjunkturpro-
gramm positiv. Das Wachstum
stieg bis 1979 auf über vier Pro-
zent an. Die Zahl der Erwerbs-
tätigen wuchs von 1977 bis 1980
um 1,1 Millionen.

Das Programm wurde Anfang
der 1980er Jahre abgebrochen.
Der damalige Arbeits- und Sozial-
minister Ehrenberg trat aus Protest
zurück. In der anschließenden
Wirtschaftskrise wurden die 
Erfolge des Programms wieder
zunichte gemacht. Die Arbeits-
losigkeit stieg wieder an.

Einwand: Investitionsprogram-
me entfachen nur ein kurzes
„Strohfeuer“ 

Bei dem von uns vorgeschlage-
nen Programm handelt es sich
nicht um eine einmalige Aktion,
sondern um eine dauerhafte Er-
höhung staatlicher Ausgaben für
Personal und Sachinvestitionen.
Wir machen kein Strohfeuer, wir
installieren eine Zentralheizung.

Einwand: Staatliche Mehraus-
gaben erhöhen doch nur die
ohnehin schon zu hohe Staats-
verschuldung

Wir wollen unser Zukunftsin-
vestitionsprogramm nicht durch
neue Schulden finanzieren; abge-
sehen von kurzfristigen Zwischen-
finanzierungen. Wir wollen die
Steuergeschenke an Reiche, Ver-
mögende und Unternehmen, die

Rot-Grün gemacht hat, wieder
zurückführen. Dann ist das Zu-
kunftsinvestitionsprogramm finan-
zierbar. Und es kurbelt die Wirt-
schaft an, Steuereinnahmen steigen
und die Chancen für die „Haus-
haltskonsolidierung“ verbessern
sich massiv.

Einwand: Die enormen Finanz-
transfers nach Ostdeutschland
zeigen, dass Investitions-
programme nichts bringen 

Die Transfers von netto mittler-
weile rund 1,1 Billionen Euro 
nach Ostdeutschland sind nicht 
mit Investitionen im Sinne des
Zukunftsinvestitionsprogramms
gleichzusetzen. Über die Hälfte
sind Sozialtransfers wie Renten
und Arbeitslosengeld. Das hat
nach der plötzlichen Einführung
der Marktwirtschaft den Absturz
der neuen Länder ins blanke 
Elend verhindert.

Anfang der 1990er Jahre haben
die zusätzlichen Ausgaben zu
einem erheblichen Wachstum
geführt. Nicht nur in Ost-, sondern
vor allem auch in Westdeutsch-
land.

Das zentrale Problem ist, dass
die andere Hälfte der Transfers
über weite Strecken unkoordiniert 
ausgegeben wurde. Prinzip Gieß-
kanne. Gewinne waren selbst bei
völlig unsinnigen Projekten garan-
tiert. So konnte sich – abgesehen
von regionalen Ausnahmen – keine 

wettbewerbsfähige Industrie ent-
wickeln. Bauruinen – vom Steuer-
zahler finanziert – dokumentieren 
heute diese Fehlentwicklung.

Einwand: Die europaweite 
Ausschreibungspflicht lässt 
Investitionen zu einem erheb-
lichen Teil ins Ausland fließen 

Ein Großteil der von uns vorge-
schlagenen Ausgaben ist nicht
betroffen. Denn es handelt sich
um zusätzliches Personal oder um
kleinere Aufträge. Erst ab einem
Auftragswert von 200.000 Euro
muss eine europaweite Ausschrei-
bung erfolgen. Bauleistungen fin-
den auf jeden Fall im Inland statt
und das Entsendegesetz verpflich-
tet auch ausländische Firmen, den
deutschen Mindestlohn zu zahlen.
Was doch ins Ausland fließt, wür-
de zum Teil über vermehrten Kauf
deutscher Waren wieder zurück-
fließen.

Einwand: Sind die Staats-
ausgaben nicht viel zu hoch? 
Ist der Staat nicht ohnehin wie
ein Moloch?

Der Anteil der öffentlichen und
sozialen Ausgaben an der gesam-
ten Wirtschaftsleistung ist heute
niedriger als vor 30 Jahren – trotz
viel höherer Arbeitslosigkeit und
der Kosten der deutschen Einheit.
Gerade in den letzten Jahren ist
die Staatsquote gesunken.

Dies sollte eigentlich Wachs-
tumskräfte freisetzen und mehr
Beschäftigung schaffen. Das sollte
dann auch zum Abbau der Ver-
schuldung führen. Ein Blick in die
Realität zeigt: Fehlanzeige.
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Konzepte von vorgestern?

Konzepte von vorgestern?



Wie soll das Zukunftsinvesti-
tionsprogramm mit 40 Milli-

arden Euro finanziert werden? Im
Grundsatz – ausgenommen kurz-
fristiger Zwischenfinanzierungen –
wollen wir keine zusätzliche Ver-
schuldung. Die Zinszahlungen an
die Gläubiger des Staates sind nur
eine verkappte Form der Umver-
teilung von unten nach oben.

Rot-Grün hat zu Gunsten von
Reichen, Vermögenden und Unter-
nehmen in nie gekannter Weise
auf Steuerzahlungen verzichtet.
„Mit unter 20 Prozent ist die deut-
sche Steuerquote 2005 unter ihren
langfristigen Durchschnitt von 
23 Prozent gefallen. Damit hat
Deutschland – neben der Slowakei
– die geringste Steuerquote in der
EU.“ Das rechnete Minister Stein-
brück vor. Diese drei Prozentpunk-
te entsprechen über 60 Milliarden
Euro. Wenn nur ein Teil dieser Be-
günstigungen wieder zurückge-
nommen werden, ist das Zukunfts-
investitionsprogramm finanzierbar. 

Spitzensteuersatz 
Durch die Absenkung des Spitz-

ensteuersatzes von 53 Prozent auf
42 Prozent verschenkt der Staat
jedes Jahr (!) rund 12 Milliarden
Euro. Alle, die mehr als 60.000
Euro im Jahr versteuern, haben
davon einen Nutzen. Der Einkom-
mensmillionär zahlt gegenüber
1998 rund 100.000 Euro weniger
Steuern. Über 12.000 gibt es
davon in Deutschland; ohne Steu-
erschlupflöcher viel mehr.

Deshalb fordert ver.di wieder
eine – bescheidene – Anhebung
des Spitzensteuersatzes auf 47
Prozent. Zu hoch? Wird so nur
Steuerflucht begünstigt? Zunächst:
Unter Kohl war der Spitzensteuer-
satz mit 53 Prozent noch höher.
Und da soll ein Satz von 47 Pro-
zent zum Untergang der abend-
ländischen Kultur führen? Nach all
den Steuergeschenken von Rot-
Grün fragt man sich: Um wie viel
ist die Steuerflucht eigentlich
zurückgegangen? Kaum! Steuer-
flucht kann man nicht mit einer
Billig-Steuer bekämpfen, dazu
bedarf es Kontrollen.* 

In dem Konzept Steuergerech-
tigkeit von ver.di ist die Erhöhung
des Spitzensteuersatzes ein wich-
tiger Eckpunkt. In Verbindung mit
Tarifsenkungen für untere Einkom-
mensteile werden Steuerzahler 
mit einem Einkommen oberhalb
90.000 Euro belastet. Alle, die
weniger zu versteuern haben, 
werden entlastet. Ein weiterer 
Eckpunkt ist das Stopfen von
Schlupflöchern. Im Resultat führt
das ver.di-Konzept bei der Ein-
kommensteuer zu Mehreinnahmen
von sieben Milliarden Euro.

!Geht bei einem Spitzen-
steuersatz von 47 Prozent
die abendländische Kultur
unter?

!Was ist wichtiger: 
Die Zukunft unseres 
Landes, die Zukunft unserer
Kinder, die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit – oder
die Privilegierung hoher
Einkommen und großer
Vermögen?

!Das Zukunftsinvestitions-
programm soll finanziert
werden durch höhere 
Steuern für Reiche, Vermö-
gende und Unternehmen. 
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Woher 40 Milliarden Euro nehmen? 

* Siehe hierzu die ver.di-
Broschüre „Konzept
Steuergerechtigkeit“,
insbesondere Seite 14 f.
unter 
http://wipo.verdi.de

ver.di fordert:

Der Spitzensteuersatz muss
wieder auf mindestens 47 Pro-
zent angehoben werden.



Unternehmen müssen wieder
höhere Steuern zahlen

Die Aktiengesellschaften und
GmbHs – im Steuerchinesisch: 
Körperschaften – zahlten 2000
noch über 20 Milliarden Euro Steu-
ern. 2001 erhielten sie aufgrund
einer „Steuerreform“ 400 Millio-
nen Euro erstattet. Mittlerweile
liegt das Steueraufkommen wieder
bei 16 Milliarden Euro. In den 
letzten Jahren sind die Gewinne
deutlich gestiegen. Berücksichtigt
man dies, so wären bei Anwen-
dung der „wegreformierten“ 
Regelungen mindestens Steuerein-
nahmen von 30 Milliarden Euro
möglich gewesen. 

Vermögensteuer 
und Erbschaftsteuer 

Rot-Grün wollte eigentlich die
Vermögensteuer wieder einführen.
16 Milliarden Euro hätte sie jedes
Jahr zusätzlich bringen können.
Verhindert durch den ehemaligen
Kanzler. So erhielten die Reichen
ein über die Jahre aufgelaufenes
Steuergeschenk von mindestens
100 Milliarden Euro.

Deshalb fordert ver.di die Wie-
dereinführung der Vermögensteu-
er. Der Freibetrag soll bei 500.000
Euro liegen und der Steuersatz bei
einem Prozent. Als Grundsatz muss
gelten: Normale Familienvermögen
bleiben frei. 

Immer wieder wird behauptet,
dass die Vermögensteuer verfas-
sungswidrig sei, ein bürokratisches
Monster, das alle Reichen aus
Deutschland vertreiben würde. 
All dies sind interessengeleitete
Behauptungen.* 

Außerdem fordern wir eine
Reform der Erbschaftsteuer. Das
bringt zusätzliche Einnahmen von
vier Milliarden Euro. 

Vermögensteuer und Erbschaft-
steuer können so zusammen rund
20 Milliarden Euro steuerlichen
Mehrertrag einbringen.

Unsere Zukunft ist machbar
Sachzwänge, wohin man auch

schaut. Und: „Es gibt keine Alter-
nativen.“ Dieses Bild wird seit 
Jahren versucht zu vermitteln. 
Es ist falsch! Die „Sachzwänge“
des Sozialabbaus sind moderne
Mythen.

Und es gibt Alternativen! 
Ein erster wichtiger Schritt ist ein
Zukunftsinvestitionsprogramm.
Eine Million Menschen können
wieder einen Job finden. Und
unser aller Lebensqualität wird
deutlich verbessert.
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Woher 40 Milliarden Euro 
nehmen? 

* Siehe hierzu die ver.di-
Broschüre „Vermögen-
steuer – Erbschaftsteuer“.
Sowie „Vermögensteuer,
aber richtig“, Wirtschafts-
politische Informationen
4/2004 unter
http://wipo.verdi.de

* Das Konzept Steuerge-
rechtigkeit ist gemeinsam
mit attac, der Arbeits-
gruppe Alternative Wirt-
schaftspolitik, dem 
Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen 
Institut (WSI) und der 
IG Metall entwickelt 
worden; siehe
http://wipo.verdi.de. 

ver.di fordert:

Die Besteuerung der Kapital-
gesellschaften soll wieder von
25 auf 30 Prozent angehoben
werden. Außerdem müssen 
die vielfältigen Steuerschlupf-
löcher gestopft werden.

ver.di fordert:

• Die Wiedererhebung der 
Vermögensteuer mit einem
Steuersatz von einem Prozent
und einem Freibetrag von
500.000 Euro für eine vier-
köpfige Familie.

• Eine höhere Besteuerung 
von großen Erbschaften.

Mit dem Konzept Steuergerechtigkeit finanzieren wir 
das Zukunftsinvestitionsprogramm!*

Hier soll etwas geändert werden Soviel fließt dann mehr 
in die Staatskasse

Vermögensteuer + 16 Mrd. Euro

Erbschaftsteuer + 4 Mrd. Euro

Lohn- und Einkommensteuer + 7 Mrd. Euro

Steuern der Aktiengesellschaften und GmbHs 
– Körperschaftsteuer + 9 Mrd. Euro

Steuern auf Zinsen und Dividenden 
– Kapitalertragsteuer + 2 Mrd. Euro

Mehr Geld für die Gemeinden 
– Gemeindewirtschaftsteuer + 7 Mrd. Euro

Und so viel kommt insgesamt zusammen + 45 Mrd. Euro
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aufgaben zwischen öffentlicher
Armut und privatem Reichtum,
November 2002.

Auf unserer Website können 
die Materialien des Bereichs über
einen elektronischen Verteiler
abonniert werden.
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